
zeichnet), muß die Frage nach der Zulässigkeit der Um­
wandlung einer fristgemäßen Kündigung in einen Auf­
hebungsvertrag verneint werden. Nach dem Zugang der 
fristgemäßen Kündigung beim Empfänger kann sie we­
der vom Absender noch vom Empfänger allein beein­
flußt oder aufgehalten werden.
Die Unzulässigkeit einer einseitigen Umwandlung oder 
einseitigen Zurücknahme einer fristgemäßen Kündi­
gung ergibt sich schon daraüs, daß der Werktätige nach 
Zugang der Kündigung unter Umständen bereits ein 
neues Arbeitsrechtsverhältnis mit einem anderen Betrieb 
begründet haben kann. Aber auch der Betrieb kann in 
der Zwischenzeit bereits einen anderen Werktätigen 
eingestellt haben. Deshalb kann eine fristgemäße Kün­
digung immer nur im Einverständnis mit dem anderen 
Vertragspartner zurückgenommen und auch in einen 
Aufhebungsvertrag umgewandelt werden. Dann han­
delt es sich aber nicht mehr um eine einseitige Um­
wandlung, sondern um die Ersetzung der fristgemäßen 
Kündigung durch einen Aufhebungsvertrag, der die 
Zurücknahme der fristgemäßen Kündigung oder die 
Feststellung ihrer Rechtsunwirksamkeit vorangegangen 
sein muß.
Die Vereinbarung zwischen dem Werktätigen und dem 
Betrieb über die Zurücknahme der fristgemäßen Kün­
digung ist — abgesehen von der im Ergebnis eines Ein­
spruchs gemäß § 36 GBA erfolgten Feststellung der 
Rechtsunwirksamkeit — die einzige Möglichkeit, ihren 
Lauf und das mit ihr angestrebte Ergebnis, die Auflö­
sung des Arbeitsvertrages, aufzuhalten und zu verhin­
dern. Diese Einigung kann mit der Vereinbarung über 
die Auflösung des Arbeitsrechtverhältnisses durch einen 
Aufhebungsvertrag (im folgenden als Ersetzung be­
zeichnet) verbunden werden, aber auch mit einer Ver­
einbarung über den Fortbestand des Arbeitsrechtver­
hältnisses auf unbegrenzte Zeit. Nur wenn unter der 
Ersetzung einer fristgemäßen Kündigung durch einen 
Aufhebungsvertrag die oben angeführten Vereinba­
rungen beider Vertragspartner über die Zurücknahme 
der fristgemäßen Kündigung und über den anschlie­
ßenden Abschluß eines Aufhebungsvertrages verstan­
den werden, ist ihre Zulässigkeit zu bejahen, und dann 
auch nur mit gewissen Einschränkungen.
Soweit die fristgemäße Kündigung vom Werktätigen 
ausgegangen ist, wird einer Ersetzung durch einen Auf­
hebungsvertrag immer zuzustimmen sein. Die gesell­
schaftliche Notwendigkeit dazu kann sich beispiels­
weise daraus ergeben, daß ein Werktätiger ohne vor­
herige Rücksprache mit dem Betrieb kündigt. Der Be­
trieb, der an der Aufrechterhaltung des Arbeitsrechts­
verhältnisses interessiert ist, kann den Werktätigen 
jedoch nicht davon überzeugen. Der Werktätige er­
klärt sich aber auf Wunsch des Betriebes bereit, die 
Auflösung des Arbeitsvertrages noch um einige Wochen 
hinauszuschieben. In diesem Fall sollten beide Partner 
die Zurücknahme der fristgemäßen Kündigung verein­
baren und gleichzeitig einen Aufhebungsvertrag über 
die Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses zu dem 
späteren Zeitpunkt abschließen.
Geht die fristgemäße Kündigung dagegen vom Betrieb 
aus, so sind bei einer Ersetzung durch einen Aufhe­
bungsvertrag die obengenannten Einschränkungen und 
Voraussetzungen für den Abschluß eines Aufhebungs­
vertrages zu berücksichtigen. Es müssen also die Über- 

% einstimmenden Willenserklärungen der Vertragspart­
ner vorliegen, die auf die Zurücknahme der fristge­
mäßen Kündigung und ihre Ersetzung durch einen Auf­
hebungsvertrag gerichtet sein müssen. Der Werktätige 
muß ohne eine unzulässige Beeinflussung seinen Willen 
zur Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses bekun­
det haben.
tTnter diesen Voraussetzungen wird einer Ersetzung

der fristgemäßen Kündigung durch einen Aufhebungs­
vertrag immer dann zuzustimmen sein, wenn der Be­
trieb auf Grund eines der im § 31 Abs. 2 Buchst, a bis c 
genannten Gründe zur Auflösung des Arbeitsvertrages 
berechtigt war. In diesen Fällen dürfte der Abschluß 
eines Aufhebungsvertrages grundsätzlich auch den ge­
sellschaftlichen und den persönlichen Interessen ent­
sprechen.
Problematisch wird die Ersetzung allerdings schon 
dann, wenn kein • gesetzlicher Kündigungsgrund vor­
liegt. Wenn die Zulässigkeit der Ersetzung einer frist­
gemäßen Kündigung durch einen Aufhebungsvertrag 
in diesen Fällen auch nicht vornherein verneint werden 
kann, so sollten hier aber doch sehr strenge Maßstäbe 
angelegt werden. Die Praxis zeigt, daß einige Betriebe 
besonders dann an einer Ersetzung der fristgemäßen 
Kündigung durch einen Aufhebungsvertrag interessiert 
sind, wenn die fristgemäße Kündigung wegen fehlender 
gesetzlicher Voraussetzungen wenig Aussicht auf Er­
folg hat oder die Rechtsunwirksamkeit durch die Rechts­
pflegeorgane bereits festgestellt wurde. Dann versu­
chen einige Betriebe, durch den Aufhebungsvertrag 
noch zu erreichen, was ihnen mit der fristgemäßen 
Kündigung nicht gelang.
Die Ersetzung einer rechtsunwirksamen fristgemäßen 
Kündigung durch einen Aufhebungsvertrag birgt die 
Gefahr in sich, gegen gesellschaftliche und persönliche 
Interessen zu verstoßen, und kann dazu dienen, eine 
Umgehung der Kündigungsschutzbestimmungen zum 
Nachteil des Werktätigen zu verdecken.
Aus den gleichen Erwägungen und mit den gleichen 
Einschränkungen ist die Ersetzung einer fristgemäßen 
Kündigung durch einen Aufhebungsvertrag auch nach 
der Einlegung eines Rechtsmittels gemäß § 36 GBA zu­
lässig. Nur unter Beachtung der obengenannten Vor­
aussetzungen sind die Rechtspflegeorgane berechtigt, 
nach Feststellung der Rechtsunwirksamkeit einer frist­
gemäßen Kündigung die Einigung der Parteien über die 
Ersetzung der fristgemäßen Kündigung durch einen 
Aufhebungsvertrag oder eine Klagerücknahme zu be­
stätigen. Dabei darf es sich nur um Ausnahmefälle 
handeln. Es wird selten ein triftiger Grund dafür vor­
liegen, daß sich ein Werktätiger, der zunächst den Ab­
schluß eines Aufhebungsvertrages ablehnt und gegen 
die dann erfolgte Kündigung gemäß § 36 GBA Ein­
spruch einlegt, dann in der Konfliktkommissionsbera­
tung oder in der Gerichtsverhandlung mit dem Ab­
schluß eines Aufhebungsvertrages einverstanden er­
klärt. Soweit die fristgemäße Kündigung berechtigt ist, 
dürfte für ihre Ersetzung durch einen Aufhebungsver­
trag auch kaum eine gesellschaftliche Notwendigkeit 
vorliegen. Es ist jedenfalls nicht einzusehen, warum 
eine berechtigte Kündigung, die zum gleichen Ergebnis, 
zur Auflösung des Arbeitsvertrages, führt, erst noch 
durch juristische Konstruktionen durch einen Aufhe­
bungsvertrag ersetzt werden soll.
Soweit der Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsrechts­
verhältnisses durch den Aufhebungsvertrag noch vor 
den Ablauf der Kündigungsfrist gelegt werden soll, 
würde das zu einer Umgehung der gesetzlichen Kündi­
gungsfrist führen und müßte schon aus diesem Grunde 
abgelehnt werden. Lediglich in den Fällen, in denen 
sich die Vertragspartner über eine begrenzte Verlän­
gerung des Arbeitsrechtsverhältnisses nach Ablauf der 
Kündigungsfrist einigen, wäre die genannte Verfah­
rensweise zu billigen.
Wird nun aber von den Rechtspflegeorganen die 
Rechtsunwirksamkeit einer fristgemäßen Kündigung 
festgestellt, so gibt das danach erklärte Einverständnis 
des Werktätigen mit der Beendigung des Arbeitsrechts­
verhältnisses zu gewissen Bedenken Anlaß. Die An­
nahme einer unzuverlässigen Beeinflussung der Wil-
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